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Antrag 

der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann (Aurich), Michaele 
Hustedt, Christa Nickels, Egbert Nitsch (Rendsburg), Dr. Jürgen Rochlitz, Halo 
Saibold, Marina Steindor, Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 


Vorlage eines Gesetzes zum Schutz vor Verkehrslärm an Straßen und Schienen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ein Ge- 
setz zum Schutz vor Verkehrslärm an Straßen und Schienen vor- 
zulegen und gleichzeitig nachgeordnete Vorschriften zu novellie- 
ren. Mindestens die folgenden Grundsätze müssen unbedingt 
berücksichtigt werden: 

I. Allgemeine Grundsätze 

1. Das Lärmminderungspotential ist sowohl beim Straßen- als 
auch Schienenlärm außerordentlich hoch und muß in seiner 
Gesamtheit, bei Fahrweg und Fahrzeugen, entsprechend dem 
Stand der Technik genutzt werden. Der Schutz der Gesundheit 
der betroffenen Bürgerinnen und Bürger ist vorrangig. Ent- 
sprechende Mittel sind durch Umschichtungen im Haushalt des 
Bundesministeriums für Verkehr sowie durch eine ökologisch- 
soziale Steuerreform aufzubringen. 

2. Bürgerinnen und Bürger sind über einen einklagbaren Rechts- 
anspruch gleichermaßen vor Straßen- und Schienenlärm zu 
schützen. Insbesondere ist die Nachtruhe durch ausreichende 
Berücksichtigung von Maximalpegeln zu schützen und auf die 
Schlafzeiten von Kindern (20 bis 8 Uhr) auszudehnen. 

3. Bei der an sich sinnvollen Bündelung von Verkehrswegen müs- 
sen die gesamten Lärmemissionen aller Verkehrswege berück- 
sichtigt werden, anstatt den Lärm jedes Verkehrsweges ein- 
zeln für sich zu bewerten. Bei neuen Verkehrswegen müssen 
demzufolge auch die Lärmemmissionen bereits bestehender 
Verkehrswege berücksichtigt und folglich Lärmschutzmaß- 
nahmen vorgesehen werden, die vor dem Gesamtlärm schüt- 
zen. 

4. Die Vorschrift von § 47 a des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes (BImSchG), Lärmminderungspläne aufzustellen, sowie 
Anwendungsbereich und Immissionsgrenzwerte der Ver- 
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kehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) sind konsequent 
anzuwenden. Insbesondere sind folgende Änderungen des 
§ 47 a BImSchG erforderlich: 

- In Absatz 2 Satz 1 sind die drei Wörter „gegen verschie- 
denartige Lärmquellen" zu streichen, weil sie häufig zu 
dem Mißverständnis führen, daß nur beim Auftreten ver- 
schiedener Lärmquellen Lärmminderungspläne aufzustel- 
len seien. Gerade der Verkehr erfordert aber immer das zu- 
vor als weitere Bedingung verlangte „abgestimmte 
Vorgehen J \ 

- In Absatz 2 oder 3 sind für Beginn und Abschluß der Auf- 
stellung von Lärmminderungsplänen verbindliche Fristen 
festzulegen, weil in vielen Bundesländern die Gemeinden 
oder die nach Landesrecht zuständigen Behörden bis heu- 
te nicht entsprechend der Zielsetzung des Gesetzes tätig 
geworden sind. 

Die Berechnng der Lärmwerte ist mindestens alle fünf Jahre 
oder bei Überarbeitungen von Flächennutzungsplanungen so- 
wie Planfeststellungsverfahren für das aktuelle Verkehrsauf- 
kommen neu durchzuführen, sofern Hinweise auf Zunahme 
des Verkehrs und der gefahrenen Geschwindigkeiten sowie 
Änderungen der Verkehrszusammensetzung (Lkw- Anteil) vor- 
liegen. 

5. Beim Schutz vor Verkehrslärm darf es langfristig keinen Un- 
terschied zwischen bestehenden und neu zu bauenden Ver- 
kehrswegen geben. Die Immissionengrenzwerte für die 
Lärmsanierung an bestehenden Bundesfernstraßen sind bis 
spätestens 1. Januar 1999 um mindestens 5 dB (A) zu reduzie- 
ren, müssen aber gleichzeitig auf mindestens 65 dB (A) tags- 
über in allen Wohngebieten (einschließlich Kern-, Dorf- und 
Mischgebiete) herabgesetzt werden. Bis 1. Januar 2005 sind 
die Werte weiterhin auf die heutigen Immissions grenz werte für 
Straßenlärm beim Neubau und bei wesentlicher Änderung von 
Straßen nach der 16. BImSchV abzusenken. Gleichzeitig ist die 
Höchstgrenze von 65 dB (A) für alle übrigen Straßen vorzu- 
schreiben. 

Die Werte nach der 16. BImSchV sind langfristig an die Werte 
nach DIN 18005 anzupassen. Entsprechende Planungen sind 
dem Deutschen Bundestag vorzulegen. 

II. Schutz vor Straßenlärm 

6. Das Lärmschutzpotential im Straßenbereich ist durch geeig- 
nete gesetzliche Vorschriften zu nutzen. Das gilt insbesondere 
in folgenden Fällen: 

- Für Kraftfahrzeuge und Reifen sind Lärmgrenzwerte fest- 
zulegen. 

- Für Pkw sind Tempolimits von 100 km/h auf Autobahnen, 
80 km/h auf Bundesstraßen und 30 km/h auf innerstädti- 
schen Straßen zu erlassen, weil sie unmittelbar, aber auch 
indirekt - über sich ändernde Fahrweisen und persönliche 
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Einstellungen zum Automobil - den Straßenlärm mindern. 
Darüber hinaus ermöglicht diese Temporeduktion die Ent- 
wicklung und den Einsatz deutlich leiserer Reifen. Die 
Überprüfung der Tempolimits ist zu verbessern. 

- Eine möglichst niedertourige , lärmmindernde Fahrweise ist 
durch entsprechende Vorgaben - insbesondere bei Mo- 
torrädern - und den Einbau von Drehzahl- und Geschwin- 
digkeitsbegrenzern bei Pkw und Motorrädern zu fördern. 
Bei neuzugelassenen Pkw und Motorrädern ist der Einbau 
von Drehzahl- und Geschwindigkeitsbegrenzern späte- 
stens ab dem 1. Januar 1999 verbindlich vorzuschreiben. 
Für Altfahrzeuge sind Übergangsregelungen vorzusehen. 

- Die Geschwindigkeit von Lkw in der Nacht ist auf Auto- 
bahnen im Bereich von Ortschaften (Wohngebieten) auf 
60 km/h, auf Außerortsstraßen auf 50 km/h und innerorts 
auf 30 km/h zu reduzieren. Die Überprüfung der Tempoli- 
mits für Lkw ist zu verbessern; Toleranzen bei der Einstel- 
lung der Tempomaten sind nicht zugelassen. 

7. Die Möglichkeit von Kommunen, die Lärmbelastungen durch 
den Lkw-Verkehr zu reduzieren - insbesondere durch Tem- 
polimits und weitgehende Nachtfahrverbote -, sind zu verbes- 
sern. Lärmarme Fahrzeuge können bei Fahrverboten begün- 
stigt werden. 


III. Schutz vor Schienenlärm 

8. Eine der wichtigsten Maßnahmen bei der Lärmbekämpfung ist 
in Deutschland der Einstieg in die Lärmsanierung beider Schie- 
ne. Auch bei Schienenwegen ist der Anspruch von Betroffenen 
auf Lärmsanierung rechtsstaatlich sicherzustellen. Dazu ist sei- 
tens des Bundes ein „Lärmschutzprogramm Schiene" aufzule- 
gen, das im ersten Jahr mit einem Finanzvolumen von 
0,2 Mrd. DM sowie in den Folgejahren mit bis zu 1,0 Mrd. DM 
jährlich auszustatten und anschließend entsprechend dem Be- 
darf fortzuschreiben ist. 

Bei der Lärmsanierung an Schienenwegen steht vorrangig der 
Bund in der Finanzierungsverantwortung, weil trotz bekann- 
ter Problematik über Jahrzehnte keine Investitionen für den 
Lärmschutz bei der Schiene - anders als bei der Straße - vor- 
gesehen waren, so daß jetzt erheblicher Nachholbedarf be- 
steht. Die Finanzierung ist über eine Mineralölsteuererhöhung 
im Rahmen der ökologisch-sozialen Steuerreform zu gewähr- 
leisten. 

9. Die Forschung zum Lärmminderungspotential ist insbesonde- 
re im Bereich des Schienenlärms (Fahrzeuge und Strecke) zu 
verstärken. Forschungsprojekte sind nicht ausschließlich auf 
die Deutsche Bahn AG zu beschränken, sondern darüber hin- 
aus an Hochschulen und sonstigen Forschungseinrichtungen 
zu unterstützen. Im Schienennahverkehr ist die Entwicklung 
leichterer und damit lärmärmerer Fahrzeuge zu fördern. 
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10. Auf der Grundlage von § 38 BImSchG ist umgehend eine 
Geräuschvorschrift für Schienenfahrzeuge zu erlassen, die 
Emissionsgrenzwerte entsprechend dem aktuellen techni- 
schen Stand vorschreibt und zweijährlich entsprechend dem 
Stand der Technik fortzuschreiben ist. Dabei ist insbesondere 
auch der Hochgeschwindigkeitsverkehr zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig soll die Bundesregierung auf EU-Ebene aktiv wer- 
den, um eine EU-weit geltende Geräuschvorschrift - analog 
der Zuständigkeit bei Kraftfahrzeugen - auf den Weg zu brin- 
gen. 

11. Insbesondere der Lärm von Güterzügen ist möglichst rasch 
über die Optimierung der Bremsen zu vermindern. Neues 
Rollmaterial ist künftig entsprechend dem Stand der Technik 
auszurüsten, die Nachrüstung älteren Rohmaterials binnen 
zehn Jahren voranzutreiben. Für ausländische Schienenfahr- 
zeuge sind entsprechende Übergangsregelungen vorzusehen. 

12. Die Betreiber der Schieneninfrastruktur sind über entspre- 
chende Auflagen dazu zu verpflichten, das Lärmeinsparpo- 
tential am Fahrweg möglichst rasch entsprechend dem Stand 
der Technik zu nutzen. Entsprechende, mit dem Lärmschutz- 
programm des Bundes abzustimmende Lärmschutzprogram- 
me sind vorzulegen. 

IV. Schutz vor Verkehrslärm in der freien Landschaft sowie in 
Erholungsgebieten 

13. Der flächenhaften Verlärmung der Landschaft und von Erho- 
lungsgebieten insbesondere durch Straßenlärm ist durch 

- Lärmimmissionsgrenzwerte von 50 dB (A) für alle Land- 
schaftsschutzgebiete, die der Erholung dienen, 

- Lärmschutzmaßnahmen, 

- die Möglichkeit von Fahrverboten (außer für Anwohner) 
auf Gemeindestraßen in Kur- und Erholungsorten sowie in 
Gebieten, die der Erholung dienen, 

- zeitlich befristete Fahrverbote, insbesondere am Wochen- 
ende, und 

- Straßenrückbau zugunsten niedrigerer Geschwindigkeiten 
zu begegnen. 

Stichstraßen in Erholungsgebieten sind grundsätzlich für den 
motorisierten Individualverkehr (außer für Anwohner) zu sper- 
ren und sollen entweder den Verkehrsmitteln des Umweltver- 
bundes (Bus, Fahrrad usw.) Vorbehalten oder zurückgebaut 
werden. 

Anstrengungen von Fremdenverkehrsgebieten zur flächen- 
haften Verkehrsberuhigung sind zu fördern, ebenso wie 
Bemühungen von Fremdenverkehrsverbänden zugunsten ei- 
ner Verlagerung des An- und Abreiseverkehrs von der Straße 
auf die Schiene. 
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14 . Motorsportveranstaltungen in der freien Landschaft und auf öf- 
fentlichen Straßen sind grundsätzlich untersagt. 

V. Verkehrsvermeidung als beste Lärmprävention 

15. Da Verkehrsvermeidung die beste Lärmprävention darstellt, 
sind alle Möglichkeiten zur Verkehrsverringerung - insbeson- 
dere durch Herstellung voller Kostenwahrheit - zu nutzen. Bei 
der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans ist die Ver- 
kehrsvermeidung als wesentliches Entscheidungskriterium 
(Lärmminderungsgebot) einzubeziehen. 

Bonn, den 18. Februar 1997 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Gila Altmann (Aurich) 

Michaele Hustedt 

Christa Nickels 

Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Halo Saibold 
Marina Steindor 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Jährliche Umfragen ergeben immer wieder, wie sehr sich die Men- 
schen in unserem Land durch Lärm belästigt und in ihrem Wohl- 
ergehen eingeschränkt fühlen. Lärm ist fast allgegenwärtig und 
stellt eine der am stärksten empfundenen Umweltbeeinträchti- 
gungen dar. Dabei stellt mit weitem Abstand der Straßenlärm das 
größte Problem dar, da sich über ihn mehr als zwei Drittel der Be- 
völkerung beklagen. Nahezu die Hälfte der Bevölkerung in den 
„alten Bundesländern“ fühlt sich durch den Fluglärm gestört (vgl. 
dazu eigenen Antrag auf Drucksache 13/6346). Selbst der Lärm 
der relativ umweltfreundlichen Schiene wird von 20 Prozent der 
Menschen in den „alten“ sowie 24 Prozent der Menschen in den 
„neuen“ Bundesländern als belästigend empfunden. 

Doch Lärm ist nicht nur Belästigung: Häufig drohen gesundheitli- 
che Schäden bis hin zur Todesfolge. Mehr als 30 Prozent der Be- 
völkerung fühlt sich nach Angaben des Umweltbundesamtes 
durch Verkehrslärm stark belästigt. 16 Prozent sind Belastungen 
ausgesetzt, bei denen ein erhöhtes Risiko für Herzinfarkt zu be- 
fürchten ist. Abschätzungen ergeben, daß jährlich in Deutschland 
mindestens 2 000 Tote auf den Streß durch Verkehrslärm zurück- 
zuführen sind. 12 Prozent leben unter Verkehrslärmbedingungen, 
die nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes oberhalb 
der enteignungsrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle - in Wohnge- 
bieten bei einem Mittelungspegel von 70 bis 75 dB(A) tagsüber 
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und bei 60 bis 65 dB(A) nachts - liegen. Es besteht erheblicher 
Handlungsbedarf. 

Bei einer öffentlichen Anhörung des Verkehrsausschusses des 
Deutschen Bundestages am 17. Januar 1996 hat das Umweltbun- 
desamt auch deutlich die Prioritäten für den Schutz vor Verkehrs- 
lärm aufgezeigt. Bei der Verkehrslärmminderung müssen Maß- 
nahmen der Verkehrsvermeidung und -Verlagerung vom 
Individual- auf den öffentlichen Verkehr Vorrang vor technischen 
Maßnahmen erhalten, weil sie Lärmbelastungen erst gar nicht oder 
nur eingeschränkt entstehen lassen. Technische Maßnahmen an 
der Quelle, also an den Fahrzeugen und am Fahrweg, sollten wie- 
derum baulichen Maßnahmen an den Verkehrswegen (Lärmwäl- 
le und Lärmschutzwände) vorgezogen werden. Als ultima ratio und 
ungünstigste Möglichkeit verbleibt der bauliche Schallschutz an 
Gebäuden, weil er menschenwürdige Wohn- und Lebensbedin- 
gungen auf die eigenen vier Wände beschränkt, nicht aber bei- 
spielsweise Gärten und Kinderspielplätze schützt. 

Vor allem Kranke, ältere Menschen und Kinder leiden besonders 
unter Verkehrslärm, ohne daß sie z. B. bei der Festlegung von Ru- 
hezeiten besonders berücksichtigt werden. Darüber hinaus bein- 
haltet die Lärmproblematik eine besondere, oft übersehene sozia- 
le Problematik: Weil Lärm einen relativ direkten Einfluß auf 
Immobilienpreise und Wohnungsmieten hat, leiden weniger fi- 
nanzkräftige Bevölkerungskreise besonders unter dem Verkehrs- 
lärm - bis hin zu einer Segregation der Bevölkerung in ausge- 
sprochenen „ Lärmslums ", die sich meist längs der vielbefahrenen 
Einfallstraßen in die Ballungsräume und längs Stadtautobahnen 
erstrecken. Zur besonders benachteiligten Bevölkerung gehören 
auch alle Anwohner an bestehenden Verkehrswegen: 

- Bei der Straße liegen die Immissionsgrenzwerte für die Lärmsa- 
nierung an bestehenden Straßen für z. B. reine und allgemei- 
ne Wohngebiete bei 70 bzw. 60 dB(A) am Tage bzw. in der 
Nacht - deutlich höher als beim Neubau von Straßen, bei dem 
Mittelungspegel von nur 59 bzw. 49 dB(A) zulässig sind. 

- Bei der Schiene gibt es bis heute - von den wenigen Neu- 
baustrecken abgesehen - weitgehend überhaupt keinen Lärm- 
schutz. Zwar wird der Rechtsanspruch der betroffenen An- 
wohner auf Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen 
selbst vom Bundesministerium für Verkehr der Sache nach an- 
erkannt, weil „die Lärmsanierung an bestehenden Schienen- 
wegen unter dem Gesichtspunkt der Förderung des umwelt- 
freundlichen Verkehrsmittels Eisenbahn ein wichtiges 
Verkehrs-, umweit- und gesundheitspolitisches Ziel bleibt", 
aber in der Praxis wird die Lärmsanierung „angesichts des 
strikten Konsolidierungskurses der Bundesregierung in der 
Haushalts- und Finanzpolitik" verweigert. Knapp drei Jahre 
nach der Ankündigung des Bundesverkehrsministeriums vom 
29. März 1994 an den Petitionsausschuß (Pet 5-12-12-272- 
062219), „sich . ... dafür ein[zu]setzen, eine haushaltsrechtliche 
Regelung zur Finanzierung von Lärmsanierungsmaßnahmen 
zu schaffen", war jedoch alles beim Alten geblieben: So stell- 
te die Bundesregierung Anfang 1997 fest, daß weiterhin „eine 
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verpflichtende Rechtsgrundlage fehlt", und folgerte daraus: 
„Ein Investitionsbedarf im Sinne der Fragestellung liegt daher 
nicht vor." (Drucksache 13/6712). Die selbst gestellten Haus- 
aufgaben wurden also nicht gemacht - und sollen offensicht- 
lich auch gar nicht gemacht werden. 

Lärmsanierung gibt es für die betroffene Bevölkerung trotz massi- 
ver Belastungen und Gesundheitsbeeinträchtigungen nur bei der 
„wesentlichen baulichen Änderung von Straßen oder Schienen- 
wegen", beispielsweise beim Bau zusätzlicher Fahrspuren oder 
Gleise oder bei Linienverbesserungen. Keine wesentlichen Ände- 
rungen liegen dagegen vor bei einem erheblich gestiegenen Ver- 
kehrsaufkommen oder bei einer Erhöhung der Geschwindig- 
keiten. So kann auch nicht überraschen, daß die finanziellen 
Aufwendungen selbst beim Schutz vor dem Straßenlärm neuer- 
dings erheblich gekürzt werden: Lagen die Finanzaufwendungen 
laut Haushaltsplänen 1995 und 1996 noch bei 58,4 bzw. 
55,2 Mio. DM, so sollen sie im laufenden Haushaltsjahr 1997 nur 
noch 27,9 Mio. DM betragen. Die Chance, die gekürzten Mittel 
endlich für die überfällige Lärmsanierung an Schienenwegen um- 
zuschichten, wurde seitens der Bundesregierung vertan. 

Im einzelnen ist folgendes zu den einzelnen Forderungen auszu- 
führen: 

I. Allgemeine Grundsätze 

Zu Nummer 1 

Das Lärmminderungspotential durch technische, aber auch durch 
sehr einfach und kostengünstig zu realisierende verkehrsrechtli- 
che Maßnahmen wird oft unterschätzt, ist gleichwohl aber be- 
trächtlich: 

- So bringt im Straßenverkehr eine Geschwindigkeitsbeschrän- 
kung auf Tempo 30 innerorts bereits eine Lärmminderung von 
2 dB(A), ein Tempolimit auf Autobahnen von 80 km/h für Pkw 
und 60 km/h für Lkw 2 bis 5 dB ( A) . Lärmarme Fahrbahnen (Flü- 
sterasphalt) bringen innerorts 1 bis 2, außerorts ca. 3 dB(A). 
Technische Maßnahmen am Fahrzeug bringen allein bei den 
Reifen ca. 3 dB(A) sowie durch weitere Maßnahmen 6 bis 8 dB(A). 
Die lärmarme Fahrweise bringt innerorts bis zu 4 dB(A). 

- AuchimSchienenverkehrgibteseinerhebliches,bis heute kaum 
genutztesLärmminderungspotential:DasSchleif enderSchienen 
bringt - bei bisher schlechtem Zustand - bis zu 20 dB(A) sowie 
bei regelmäßigem Schleifen - alle zwei Jahre - 2 bis 3,5 dB(A). 
Technische Maßnahmen an klotzgebremsten Fahrzeugen 
schlagen mit bis zu 10 dB(A), lärmtechnisch optimierte Neu- 
entwicklungen von Schienenfahrzeugen mit bis zu 20 dB(A) zu 
Buche. Selbst der Lärm von Güterzügen kann drastisch redu- 
ziert werden. 

Wenig befriedigend ist der seitens der Bundesregierung stereotyp 
wiederholte Verweis auf Schwierigkeiten bei der Finanzierung, 
weil er zum einen den übergeordneten Schutz der Gesundheit für 
die Bevölkerung, aber auch die Möglichkeiten für Umschichtun- 
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gen im Rahmen des Haushalts des Bundesministeriums für Ver- 
kehr ignoriert (vgl. die Kürzungen des Lärmschutzes im Straßen- 
bau). Sollten die Finanzmittel trotz allem nicht ausreichen, kann 
auch auf Einnahmen im Rahmen einer ökologisch-sozialen Steu- 
erreform zurückgegriffen werden. 

Zu Nummer 2 

Dieser Punkt ist nicht näher zu erläutern. Die Probleme von An- 
wohnern an bestehenden Schienenwegen, an denen es bis heute 
keinen Rechtsanspruch auf Lärmsanierung gibt, werden in der Ein- 
leitung der Begründung sowie in der Erläuterung zu Forderung 8 
näher dargestellt. 

Zu Nummer 3 

Das Bundesministerium für Verkehr vertritt bislang regelmäßig 
den Standpunkt, daß bei einer Bündelung von Verkehrswegen die 
Lärmbelastungen der Anlieger nach geltender Verkehrslärm- 
schutzverordnung (16. BImSchV) für jeden Verkehrsweg einzeln 
zu ermitteln seien. Es sei lediglich sicherzustellen, daß für jeden 
der beiden Verkehrswege die geltenden Immissionsgrenzwerte 
eingehalten würden. Die Summe beider Immissions werte - also 
das, was die Bevölkerung tatsächlich belastet - sei rechtlich uner- 
heblich und müsse entschädigungslos von den Anwohnern hin- 
genommen werden. Damit basiert die Rechtsauffassung des 
Bundesministers für Verkehr zwar auf der augenblicklichen Ge- 
setzeslage, unterscheidet sich aber kraß von jedem normalen 
Rechtsverstand. Gerichtsurteile setzen in jedem Fall die enteig- 
nungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle für Verkehrslärm bei 
70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts für Wohngebiete an und gehen 
dabei vom Gesamtlärm aus. Der Petitionsausschuß hat gegenüber 
den Bundesministerien für Verkehr und für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit festgestellt, daß eine Unterscheidung nach 
Lärmquellen bei zwei parallel geführten Verkehrswegen der 
Rechtsprechung fremd ist, weil diese ausschließlich auf die Wir- 
kungen bei den Anliegern abstellt (Pet 5-13-12-9305-027100). Die 
jetzige Gesetzeslage widerspricht also dem Geiste der Immissi- 
onsschutz-Gesetzgebung und ist dringend reformierungsbedürf- 
tig. 

Zu Nummer 4 

Schon heute enthalten BImSchG und 16. BImSchV Bestimmungen 
zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm, die jedoch bislang oft kaum 
zum Tragen kommen: So sind zwar seitens der Gemeinden Lärm- 
minderungspläne aufzustellen, was aber in zahlreichen Bundes- 
ländern bis heute kaum erfolgt. Vorbildliche Arbeit wird in dieser 
Hinsicht in den Ländern Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und 
Brandenburg geleistet, weil in ihnen Lärmminderungspläne in- 
zwischen flächendeckend erarbeitet und zusätzlich in sehr positi- 
ver, kostensparender Weise mit der Verkehrsentwicklungs- und 
der Flächennutzungsplanung gekoppelt werden. Um Lärmminde- 
rungspläne in Zukunft entscheidend im Geiste des BImSchG vor- 
anzubringen, erscheinen die beiden geforderten Gesetzesände- 
rungen als dringend erforderlich. 
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§ 1 der Durchführungsverordnung legt eindeutig fest, wann eine 
„wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen sowie von Schie- 
nenwegen der Eisenbahnen ..." vorliegt, nämlich bereits dann, 
wenn der „Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Ver- 
kehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 dB(A) . . . 
erhöht wird". Gleichwohl findet ein Lärmschutz selbst dann an 
Schienenwegen nicht statt, wenn diese jahrzehntelang praktisch 
nicht benutzt worden sind und jetzt wieder in Betrieb genommen 
werden. Darüber hinaus sind in Zukunft auch Änderungen der 
Signaltechnik sowie die Elektrifizierung von Strecken als wesent- 
liche bauliche Änderung anzusehen; höhere Geschwindigkeiten 
und Zugzahlen ohne Recht der Anwohner auf Lärmsanierung sind 
nicht hinnehmbar. 

Zu Nummer 5 N 

Bei den in Deutschland geltenden Lärmgrenzwerten gibt es der- 
zeit ein Nebeneinander von drei unterschiedlichen Niveaus: Die 
schalltechnischen Orientierungswerte für die städtebauliche Pla- 
nung nach DIN 18005 sind sehr niedrig, während die Immissions- 
grenzwerte für Lärmsanierung an bestehenden Verkehrswegen 
sehr hoch angesetzt sind und teilweise Lärmbelastungen gegen- 
über der DIN-Werten zulassen, die um 20 dB(A) höher liegen. 
Dazwischen liegen die Werte der Verkehrslärmschutzverordnung 
(16. BImSchV). Die Forderung zeigt den größten Handlungsbedarf 
auf, indem die Grenzwerte für die Lärmsanierung zunächst min- 
destens auf 65 dB(A) zu reduzieren sind, also auf die Schwelle, ab 
der massive gesundheitliche Beeinträchtigungen erfolgen. Mittel- 
fristig sind die Grenzwerte für bestehende und neue Verkehrswe- 
ge anzugleichen sowie langfristig auf die Werte nach DIN 18005 
zu reduzieren. 


II. Schutz vor Straßenlärm 

Zu Nummer 6 

Das Lärmvermeidungspotential im Straßenverkehr ist erheblich 
(vgl. Punkt 1). Bemerkenswert ist beispielsweise, daß die durch 
Umfahrungsstraßen eingesparten Lärmbelastungen häufig durch 
den Trend zu „sportlichen" Breitreifen und höheren Geschwin- 
digkeiten kompensiert werden. Lärmschutz darf sich nicht auf Ein- 
zelmaßnahmen beschränken, die für sich allein oft wenig effizient 
sind, sondern muß aus Maßnahmebündeln bestehen. Neben tech- 
nischen Maßnahmen sind insbesondere verkehrsrechtliche Maß- 
nahmen sinnvoll, weil beispielsweise ein allgemeines Tempolimit 
keine Kosten verursacht. 

Im Unterschied zum Bundesminister für Verkehr und weiteren 
Autolobbyisten strebt die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein 
allgemeines Tempolimit - statt flexibler, über Telematik gesteuer- 
ter Geschwindigkeitsbegrenzungen - an, weil sich damit auch die 
Chance eines sich ändernden Fahrverhaltens ergibt. Hinsichtlich 
des Lärmschutzes ist es beispielsweise kontraproduktiv, daß sich 
die Geschwindigkeiten auf den Autobahnen immer weiter er- 
höhen. Auch ist dem Anspruch der Autolobby zu widersprechen, 
auf einer „freien Autobahn" könne man doch ruhig hohes Tempo 
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- durchaus im Bereich bis über 200 km/h - zulassen. Die Verlär- 
mung der freien Landschaft, die gleichzeitig häufig der Erholung 
anderer Menschen dient, ist durch ein mit 200 km/h fahrendes 
Auto ungleich höher als bei einem Auto, das mit Tempo 100 un- 
terwegs ist. (Die Freiheit des „Rasers" ist also die Unfreiheit der 
Erholungssuchenden neben der Autobahn!) 

Die Einführung von innerorts Tempo 30 ist besonders wichtig an 
Hauptverkehrsstraßen, weil es sich hier nicht nur positiv auf die 
Verkehrssicherheit und die Verkehrsmittelwahl (zugunsten öf- 
fentlicher Verkehrsmittel und des Radfahrens) auswirkt, sondern 
auch besonders viele Anwohner davon profitieren, die heute oft in 
ausgesprochenen „Lärmslums" wohnen. 

Schließlich fördert ein allgemein niedrigeres Geschwindigkeitsni- 
veau nicht nur den Übergang zu niedertourigem und damit per se 
leiserem Fahren, sondern ermöglicht endlich auch die Entwick- 
lung deutlich leiserer Reifen. Technisch sind zwar in den letzten 
Jahren große Fortschritte bei der Verringerung des Motorenlärms 
erzielt worden, doch zugleich sind diese durch die Erhöhung des 
Reifenlärms (Breitreifen!) zunichte gemacht worden. Vor allem 
eine Reduktion des innerstädtischen Tempos von 50 auf 30 km/h 
wirkt sich bei Pkw mit Breitreifen drastisch auf die Verringerung 
des Lärms aus. 

Besonders gravierend sind die Lärmbelastungen durch Motorrad- 
fahrer, die häufig an ihren „Maschinen" manipulieren: Der Anti- 
Manipulationskatalog für Zweiräder ist durch eine Kennzeich- 
nungspflicht von Bauteilen und durch Unveränderbarkeit von 
Bauteilen und Abgasschalldämpfern zu verbessern. Darüber hin- 
aus können Geschwindigkeitsbegrenzer - sogenannte „Tempo- 
master" anstelle von Tempomaten - sowie Drehzahlbegrenzer bei 
Motorrädern und Pkw für niedrigere Drehzahlen und eine defen- 
sivere Fahrweise sorgen, weil sie das unbewußte Überschreiten ei- 
ner vorgegebenen Geschwindigkeit verhindern. Schon 30 Prozent 
„gutwillige" Autofahrer, die Geschwindigkeitsbegrenzer benut- 
zen, würden den Verkehrsfluß erheblich ruhiger gestalten. 

Ab einem Lkw-Anteil von 10 Prozent am Gesamtverkehr wird 
außerorts der Mittelungslärmpegel von Lkw statt Pkw dominiert; 
innerorts geschieht dies bereits bei einem Lkw-Anteil von 4 bis 
5 Prozent. Da diese Werte häufig überschritten werden, muß ein 
Tempolimit auch Lkw betreffen. Das Minderungspotential eines 
Lkw beträgt bei einer Herabsetzung des Tempos von 80 auf 
60 km/h mindestens 2 dB(A). Abzustellen ist ferner die Praxis, die 
Tempomaten in Lkw auf aus EU-Gründen geduldete 89 km/h statt 
der erlaubten 80 km/h einzustellen, weil diese Geschwindigkeits- 
erhöhung nicht nur bei den Lkw selbst, sondern im gesamten Ver- 
kehrsablauf (Überholvorgänge usw.) zu einer überflüssigen Ver- 
lärmung führt. 

Zu Nummer .7 

Grundsätzlich sollen Lkw - mit Ausnahme des Güternahverkehrs - 
insbesondere nachts abseits des deutschlandweit sehr dichten Au- 
tobahnnetzes nur auf kürzestem Weg verkehren. Häufig werden 
jedoch insbesondere im Bereich von Autobahnkreuzen Abkür- 
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zungen abseits der Autobahn gewählt, so daß es in den jeweiligen 
Ortschaften zu erheblichen Belastungen kommt. Die Möglichkei- 
ten von Lkw-Nachtfahrverboten sind für Kommunen heute sehr 
schlecht und sollten daher unbedingt verbessert werden. Auch hier 
gilt jedoch wieder, daß Ruhebedürfnis und Gesundheit der An- 
wohner Vorrang gegenüber wirtschaftlichen Belangen genießen 
müssen. 


III. Schutz vor Schienenlärm 

Zu Nummer 8 

Die bisherige Rechtslage sieht keinen Rechtsanspruch Betroffener 
auf Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen vor. Prof. 
Dr. Dr. Jörg Berkemann, Richter am Bundesverwaltungsgericht, hat 
dazu bei der Lärmanhörung des Verkehrsausschusses des Deut- 
schen Bundestages am 17. Januar 1996 festgestellt: „Das Fehlen 
eines positiv-rechtlich geregelten Rechtsanspruches auf Lärmsa- 
nierung auch für den Schienenverkehr ist rechtsstaatlich bedenk- 
lich. Es kann grundrechtlich kein wirklicher Zweifel bestehen, daß 
ein entsprechender Schutzanspruch - gestützt auf Artikel 2 Abs. 2 
und Artikel 14 Abs. 1 GG - durchaus in Betracht kommt. Es ist dem 
Gesetzgeber dringlich anzuraten, diesen Anspruch zu legeferie- 
ren." Selbst das Bundesministerium für Verkehr räumt inhaltlich 
immer wieder ein, daß ein Anspruch der Betroffenen besteht, ver- 
weigert ihn dann aber in der Praxis mit dem Hinweis auf die Haus- 
haltslage der öffentlichen Hand. Eine solche Politik, welche den 
Staatsfinanzen den Vorrang vor der Gesundheit von Hunderttau- 
senden von Menschen einräumt, ist völlig inakzeptabel und durch 
Umschichtungen im Verkehrshaushalt schnellstmöglich zu korri- 
gieren. Zusätzliche Einnahmen für die Lärmsanierung an Schie- 
nenwegen können auch durch eine ökologisch-soziale Steuer- 
reform erzielt werden. 

Zu Nummer 9 

Dieser Punkt bedarf keiner näheren Erläuterung. 

Zu Nummer 10 

Ähnlich wie bei der Lärmsanierung gibt es auch hier wieder er- 
hebliche Nachholdefizite des Gesetzgebers: Während es seit lan- 
gem und inzwischen auf EU-Ebene Vorschriften für die Lärm- 
emissionen von Straßenfahrzeugen und damit Druck auf die 
Kraftfahrzeugindustrie zugunsten technischer Innovationen gibt, 
fehlt der entsprechende Druck für die Schienenfahrzeugindustrie. 
Innovationen unterbleiben also durch die Untätigkeit des Gesetz- 
gebers. Das ist um so bedauerlicher, als schon heute erhebliche 
Unterschiede bei den Lärmemissionen einzelner Schienenfahr- 
zeuge festzustellen sind (z. B. durch die Abschirmung der Fahrge- 
stelle bei Doppelstockwaggons). Unbedingt ist der Hochge- 
schwindigkeitsverkehr in eine Geräuschvorschrift für 
Schienenfahrzeuge einzubeziehen, weil bei diesen Zügen zu der 
sonstigen Lärmquelle im Rad-Schiene-Bereich Lärmemissionen 
des Stromabnehmers hinzukommen, die bis heute bei Planfest- 
stellungsverfahren nur unzureichend berücksichtigt werden. 
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Vorbild für eine nationale Geräuschvorschrift für Schienen- 
fahrzeuge ist Österreich, wo eine Schienenfahrzeug-Lärmzu- 
lässigkeitsverordnung seit dem 25. Juni 1993 gilt. Wegen häufig 
international eingesetzter Schienenfahrzeuge sollte die Bundesre- 
gierung allerdings auch auf EU-Ebene aktiv werden. Bereits heu- 
te gibt es die EU-Zuständigkeit für die Geräuschemissionen von 
Kraftfahrzeugen. Immerhin ist aber auch ein nationaler Alleingang 
im Vorfeld durchaus möglich und wegen des Handlungsdrucks 
durchaus sinnvoll. 

Zu Nummer 1 1 

Im Güterverkehr auf der Schiene gibt es erhebliche Lärmminde- 
rungspotentiale. Versuche auf der bayerischen Inntalstrecke ha- 
ben gezeigt, daß der Lärm von Güterzügen durch eine Kombina- 
tion von niedrigen Lärmschutzwänden und „Schürzen" an den 
Güterwaggons den Lärm um bis zu 20 dB( A) verringern kann. Rich- 
tig ist zwar der Einwand, daß die Umrüstung aller Güterwaggons 
- zumal auch der zahlreichen ausländischen Waggons - sehr ko- 
sten- und zeitaufwendig ist: Um so erforderlicher ist aber baldiges 
Handeln. Für ausländische Güterwaggons wie älteres Rollmateri- 
al sind selbstverständüch Übergangsfristen sinnvoll. 

Problematisch sind die Kosten dieser Lärmreduktionen an den 
Fahrzeugen: Sie sind jedoch nach dem Verursacherprinzip ein- 
deutig durch die Eigentümer zu übernehmen. Sofern daraus eine 
geringere Konkurrenzfähigkeit des Güterverkehrs auf der Schie- 
ne resultiert, unterstreicht dies um so mehr die Notwendigkeit der 
Einführung von Kostenwahrheit für alle Verkehrsträger, Wegen 
der jahrzehntelangen Untätigkeit des Staates sind allerdings An- 
schubfinanzierungen und mittelfristige Übergangsfristen sinnvoll, 
um die Benachteiligung der Schiene zu verringern. 

Zu Nummer 12 

Nicht nur bei Schienenfahrzeugen, sondern auch am Fahrweg bzw. 
an den Gleisen bestehen erhebliche Möglichkeiten zur Lärmre- 
duktion. Allen voran ist hier das Schleifen der Schienen zu nen- 
nen, die entsprechenden Lärmreduktionen sind bereits in Punkt 1 
genannt. Darüber hinaus zeichnet sich ab, daß in vielen Fällen be- 
reits niedrige und relativ leicht zu errichtende Lärmschutzwände 
zu erheblichen Lärmreduktionen führen können. Um diese Mög- 
lichkeiten optimal zu nutzen, sind möglichst bald entsprechende 
Lärmschutzprogramme des Bundes und des Haupteigentümers an 
Schieneninfrastruktur in Deutschland, der DB AG, vorzulegen. 

IV. Schutz vor Verkehrslärm in der freien Landschaft sowie in 
Erholungsgebieten 

Zu Nummer 13 

Lärm ist ein komplexes Phänomen: Wann ein Geräusch als „Lärm" 
und somit als negativ empfunden wird, hängt von rund einem Dut- 
zend Faktoren ab. Unabhängig von der Stärke eines Schallereig- 
nisses gibt es heute in Deutschland eine weitgehend flächenhafte 
Veriärmung, insbesondere durch Straßen- und Flugverkehr. Ech- 
te „Ruhegebiete" sind auf Restinseln reduziert und von vielen ru- 


12 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/6958 


hebedürftigen Menschen nicht mehr oder nur unter großem Auf- 
wand erreichbar. Stadtnahe Erholungsgebiete werden häufig von 
durchschneidenden Autobahnen völlig entwertet. Selbst Erho- 
lungsgebiete im ländlichen Raum sind erheblichen Lärmbela- 
stungen ausgesetzt, insbesondere bei Straßen, die gerade am Wo- 
chenende stark von Motorradfahrern frequentiert werden. Der 
motorisierte Individualverkehr ist daher aus der Fläche zurückzu- 
drängen. Das gilt besonders für weniger bedeutende Straßen in 
Erholungsgebieten oder „ Stichstraßen" , wie sie beispielsweise auf 
den Großen Feldberg im Taunus, auf verschiedene Schwarzwald- 
gipfel, auf den Dreisesselberg sowie in den Nationalpark Bayeri- 
scher Wald und zum Spitzingsee in den Bayerischen Alpen führen. 
Gute Erfahrungen wurden mit Sperrungen in Oberstdorf sowie ab 
1996 im Nationalpark Bayerischer Wald gemacht, weil parallel zu 
Fahrverboten für private Pkw attraktive Busverkehre eingeführt 
wurden, die auch Urlaubern ohne Auto zugute kommen. 

Zu Nummer 14 

Motorsport ist Fortbewegung außerhalb üblicher Mobilitätsbe- 
dürfnisse, dient also an sich nicht der klassischen Distanzüber- 
windung. Insofern ist Motorsport überflüssig und die von ihm aus- 
gehende Belästigung anderer Menschen gegenüber deren Recht 
auf ungestörte Ruhe abzuwägen. Aus diesem Grund schlägt der 
Antrag vor, auf Motorsportveranstaltungen in der freien Land- 
schaft und auf öffentlichen Straßen grundsätzlich zu verzichten. 
Autorennen auf eigens vorhandenen Rennstrecken sind davon 
nicht betroffen. 

V. Verkehrsvermeidung als beste Lärmprävention 

Zu Nummer 15 

Dieser Punkt bedarf über die Hinweise in der Einleitung der Be- 
gründung hinaus keiner weiteren Erläuterung. 
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